Folgemaßnahme zur Entschließung des Europäischen Parlaments zu einer offenen, effizienten und unabhängigen Verwaltung der Europäischen Union, angenommen von der Kommission am 4. Oktober 2016
1.
Auf Artikel 128 Absatz 5, Artikel 123 Absatz 2 und Artikel 46 Absatz 6 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments gestützte Entschließung, die vom Rechtsausschuss (JURI) vorgelegt wurde
2.
EP-Nummer: B8-0685/2016 / P8_TA-PROV(2016)0279
3.
Datum der Annahme der Entschließung: 9. Juni 2016
4.
Gegenstand: Europäisches Verwaltungsrecht
5.
Kurze Analyse/Würdigung der Entschließung und der darin enthaltenen Forderungen:
Unter Hinweis darauf, dass das Europäische Parlament in seiner Entschließung vom 15. Januar 2013 gemäß Artikel 225 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) den Erlass einer Verordnung über eine offene, effiziente und unabhängige Verwaltung der Europäischen Union nach Maßgabe des Artikels 298 AEUV gefordert hatte, der jedoch kein Vorschlag der Kommission gefolgt war, ersucht das Parlament die Kommission, den Vorschlag des Parlaments für eine Verordnung zu prüfen, und fordert die Kommission auf, einen Legislativvorschlag vorzulegen, der in ihr Arbeitsprogramm für das Jahr 2017 aufzunehmen ist.
Der von einer 2013 eingerichteten Arbeitsgruppe des JURI-Ausschusses erarbeitete Entwurf einer Verordnung sieht eine Reihe von Rechten und Pflichten im Rahmen des Verwaltungsrechts vor, die nach Auffassung des Parlaments gelten sollten, und ist der Entschließung beigefügt.
6.
Reaktion auf die Forderungen und Überblick über die Maßnahmen, die von der Kommission getroffen wurden oder werden sollen:
Die Kommission dankt dem Europäischen Parlament dafür, das Thema einer offenen, effizienten und unabhängigen Verwaltung der Europäischen Union aufgegriffen zu haben. Sie hat die Arbeit des Parlaments sorgfältig analysiert und wird mit dem Parlament und den anderen Organen weiter zusammenarbeiten, um die einschlägigen Argumente und sämtliche Optionen zu prüfen, wo und wie das Funktionieren unserer Verwaltung verbessert werden kann.
Die Kommission setzt sich dafür ein, dass Bürger, Unternehmen und Interessenträger mit einer offenen, unabhängigen und effizienten Verwaltung interagieren können. Zu diesem Zweck haben die Kommission und die anderen Organe und Einrichtungen bewährte horizontale Bestimmungen für ihre Verwaltungspraxis festgelegt. Dazu gehören u. a. die allgemeinen Grundsätze des Kodex für gute Verwaltungspraxis sowie verschiedene Bestimmungen zum Statut und zur Haushaltsordnung, zum Datenschutz und zum Zugang zu Dokumenten, um nur einige zu nennen. Die bestehenden Regelungen müssen regelmäßig überprüft werden, um Änderungen Rechnung zu tragen, die im Laufe der Zeit auftreten können.
Des Weiteren verweist die Kommission auf das Potenzial elektronischer Behördendienste zur Verringerung der Verwaltungslasten und zur Steigerung der Effizienz der öffentlichen Verwaltungen
 sowie auf ihr EU-Transparenzportal, das Bürgern unmittelbaren Zugriff auf Informationen bietet, die ihnen dabei helfen, sich besser zu informieren und Entscheidungsprozesse in der EU besser zu verfolgen und sich daran zu beteiligen.
Die Kultur und die tägliche Arbeit der EU-Verwaltung orientieren sich nicht nur an den geltenden horizontalen Vorschriften und Praktiken, sondern auch an Grundsätzen der guten Verwaltungspraxis. Zu diesen Grundsätzen zählen die Rechtmäßigkeit und Verhältnismäßigkeit, das Recht auf Zugang zu Dokumenten und die Begründungspflicht, die Gleichbehandlung und das Diskriminierungsverbot, die angemessene Frist für die Entscheidungsfindung, das Recht auf Anhörung und die Rechte in Bezug auf die Verwendung von Sprachen.
Die Kommission prüft jeden einzelnen angeblichen Missstand in der Verwaltungstätigkeit und wird versuchen, etwaige Missstände zu beheben. Sie beteiligt sich außerdem konstruktiv an allen Untersuchungen des Europäischen Bürgerbeauftragten, die ihre Tätigkeit betreffen.
Da die EU für ein breites Spektrum an überwiegend hoch spezialisierten Maßnahmen zuständig ist, stützt sich die Verwaltung auch auf sektorspezifische Rechtsvorschriften. Bürgern und Unternehmen, die von solchen spezialisierten Maßnahmen betroffen sind, werden besondere Rechte garantiert.
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist die Kommission nicht davon überzeugt, dass die aus einer Kodifizierung der Verwaltungsvorschriften durch ein Rechtsinstrument erwachsenden Vorteile die Kosten überwiegen. Der Vorschlag des Parlaments würde nicht nur die Einführung neuer Rechtsvorschriften, sondern auch die Überarbeitung eines umfangreichen Teils der geltenden EU-Rechtsvorschriften nach sich ziehen. Auch bei einem Vorgehen mit Umsicht und Augenmaß dürfte eine Kodifizierung zu Problemen bei der Abgrenzung zwischen allgemeinen und spezifischen Vorschriften führen und weder für mehr Rechtsklarheit sorgen noch Rechtsstreitigkeiten für betroffene Bürger und Unternehmen vereinfachen.
Darüber hinaus ginge die notwendige Flexibilität zur Anpassung an besondere Bedürfnisse verloren. Diese Probleme und Schwierigkeiten spiegeln sich auch im Parlamentsentwurf für eine Verordnung wider; so werden in dem Entwurf keine Lücken und Unstimmigkeiten im geltenden Recht benannt. Damit fehlt die Begründung, weshalb horizontale legislative Lösungen angemessen sind, um einschlägige Schwachstellen zu beheben. Auch die konkreten Folgen der im Entwurf enthaltenen Bestimmungen werden nicht bewertet.
Obgleich der Wortlaut unbeschadet der nach spezifischen EU-Bestimmungen bestehenden Vorschriften und Rechte gelten soll, sieht er kein rechtliches Verfahren vor, das eine Abgrenzung zwischen den allgemeinen und den spezifischen Vorschriften gewährleistet. Vielmehr scheint sich anzudeuten, dass weiterhin von Fall zu Fall entschieden werden soll. Schließlich stellt sich die Frage, wie festgelegt wird, welche Verwaltungstätigkeiten der Organe und Einrichtungen von der neuen Regelung erfasst werden sollen.
Die Kommission ist der Auffassung, dass es sich bei einer Kodifizierung um ein sehr komplexes Unterfangen mit ungewissen Mehrwert handelt und stattdessen konkrete Probleme besser weiterhin dort angegangen werden sollten, wo sie entstanden sind; es sollten die zugrunde liegenden Ursachen analysiert werden, um dann die erforderlichen Maßnahmen zu treffen.
_________
� Siehe Europäischer eGovernment-Aktionsplan 2016-2020 der Kommission.
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